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Zusammenlegungsbeschluss 

 

I. Anordnung 

1. Anordnung der Beschleunigten Zusammenlegung (§ 91 Flurbereinigungs-

gesetz (FlurbG)) 

Hiermit wird für die nachstehend näher bezeichneten Teile der Gemarkung Konken 

das 

Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren Konken 

angeordnet, um Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur zu ermöglichen 

und durchzuführen. 

 

2. Feststellung des Zusammenlegungsgebietes 

Das Zusammenlegungsgebiet, dem die nachstehend aufgeführten Flurstücke unter-

liegen, wird hiermit festgestellt. 

Gemarkung Konken: 
 
die Flurst.-Nrn.: 11, 12, 14, 16, 17, 20/1, 20/2, 24, 25/3, 25/6, 26/3, 27, 29 - 35, 

39, 41/1, 42/2, 42/3, 43, 43/3, 46/3, 46/5, 47/3, 48, 48/2, 49, 50, 
52/1, 52/2, 54/1, 55/4, 56, 56/3, 57, 59, 60/2, 62, 63, 65 - 68, 

 70 - 73, 76/1 - 78, 80, 81, 85 - 88, 90/1 - 93, 96, 107 - 110, 
 112 - 114, 116, 116/2, 119/1, 124/3, 124/5, 124/7 - 127/1, 143, 

143/8, 143/9, 143/12, 364/2, 364/5 - 364/11, 371/2, 403/3, 479/1, 
481/12 - 481/14, 482/1 - 482/5, 482/8 - 491, 492/2, 492/7 - 493, 
496, 497/4, 498, 502, 505 - 507, 507/4, 510, 512/2, 520/1, 523/1, 
532, 532/5, 532/6, 533/2, 533/3, 534, 535/5, 543/1 - 544, 

 708/6 - 712, 724/1 - 734, 843 - 854, 858 - 931, 933 - 962, 968, 
978/1 - 991, 993/1 - 1014/1, 1017/1 - 1075, 1077, 1079 - 1086/1, 
1087/2, 1088/1 - 1098/1, 1099/3, 1101/1, 1102 - 1130, 
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 1132 - 1134, 1136 - 1138, 1140, 1141, 1143 - 1181, 1183 - 1202, 
1204 - 1207, 1212 - 1220, 1222, 1223 - 1240, 1242 - 1310, 1319, 
4570, 4570/2, 4570/3, 4570/5, 4570/6, 4570/8, 5012/2, 5012/3, 
5014, 5014/3, 5014/4, 5015/5 - 5015/7, 5017, 5020,  

 5020/3 - 5020/6, 5020/8 - 5020/10, 5021/2 - 5021/4, 5022/1 und 
5022/2. 

 

3. Teilnehmergemeinschaft 

Die Eigentümer sowie die den Eigentümern gleichstehenden Erbbauberechtigten der 

zum Zusammenlegungsgebiet gehörenden Grundstücke (Teilnehmer) bilden die Teil-

nehmergemeinschaft. Die Teilnehmergemeinschaft entsteht mit diesem Zusammen-

legungsbeschluss. 

Die Teilnehmergemeinschaft führt den Namen: 

“Teilnehmergemeinschaft der Beschleunigten Zusammenlegung Konken“ 

Ihr Sitz ist in Konken, Landkreis Kusel. 

 

 

4. Zeitweilige Einschränkungen der Grundstücksnutzung 

Ungeachtet anderer gesetzlicher Bestimmungen gelten von der Bekanntgabe des 

Zusammenlegungsbeschlusses bis zur Unanfechtbarkeit des Zusammenlegungspla-

nes die folgenden Einschränkungen: 

4.1 In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurbereini-

gungsbehörde nur Änderungen vorgenommen werden, wenn sie zum ord-

nungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören.  

4.2 Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und ähnliche An-

lagen dürfen nur mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde errichtet, her-

gestellt, wesentlich verändert oder beseitigt werden. 

4.3 Baumgruppen, einzelne Bäume, Feld- und Ufergehölze, Hecken, Obstbäume 

und Beerensträucher dürfen nur in Ausnahmefällen, so weit landeskulturelle 

Belange, insbesondere des Naturschutzes und der Landschaftspflege, nicht 

beeinträchtigt werden, mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde beseitigt 

werden. 

4.4 Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung 

übersteigen, bedürfen der Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde. Die Zu-

stimmung darf nur im Einvernehmen mit der Forstaufsichtsbehörde erteilt 

werden. 
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II. Anordnung der sofortigen Vollziehung 

Die sofortige Vollziehung dieses Verwaltungsaktes (Nr. I, 1 bis 4) nach § 80 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung vom 

19.03.1991 (BGBl I S. 686), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.12.2001 (BGBl. I 

S. 3987), wird angeordnet mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen ihn keine auf-

schiebende Wirkung haben. 

 

III. Hinweise: 

1. Ordnungswidrigkeiten 

Sind entgegen den Vorschriften zu Nrn. I 4.1 und I 4.2 Änderungen vorgenommen 

oder Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so können sie in Zusammenlegungs-

verfahren unberücksichtigt bleiben. Die Flurbereinigungsbehörde kann den früheren 

Zustand nach § 137 FlurbG wieder herstellen lassen, wenn dies der Zusammenle-

gung dienlich ist. 

Sind Eingriffe entgegen den Vorschriften zu Nr. I 4.3 vorgenommen worden, so muss 

die Flurbereinigungsbehörde Ersatzpflanzungen anordnen. 

Sind Holzeinschläge entgegen der Vorschrift zu Nr. I 4.4 vorgenommen worden, so 

kann die Flurbereinigungsbehörde anordnen, dass derjenige, der das Holz gefällt 

hat, die abgeholzte und verlichtete Fläche nach den Weisungen der Forstaufsichts-

behörde wieder ordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat. 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften zu Nrn. I 4.2 bis I 4.4 sind Ord-

nungswidrigkeiten, die mit Geldbußen geahndet werden können. 

2. Betretungsrecht 

Die Beauftragten der Flurbereinigungsbehörde sind berechtigt, zur Vorbereitung und 

zur Durchführung der Zusammenlegung Grundstücke zu betreten und die nach ihrem 

Ermessen erforderlichen Arbeiten auf ihnen vorzunehmen. 

3. Anmeldung unbekannter Rechte 

Innerhalb von drei Monaten ab der öffentlichen Bekanntmachung dieses Beschlus-

ses sind Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung 

am Zusammenlegungsverfahren berechtigen, bei der Flurbereinigungsbehörde, dem 

Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum (DLR), Westpfalz 

Fischerstraße 12, 67655 Kaiserslautern 

anzumelden. 

Werden Rechte erst nach Ablauf dieser Frist angemeldet, so kann die Flurbereini-

gungsbehörde die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen. 

Der Inhaber eines vorgenannten Rechts muss die Wirkung eines vor der Anmeldung 

eingetretenen Fristablaufs ebenso gegen sich gelten lassen, wie der Beteiligte, dem-

gegenüber diese Frist durch Bekanntgabe des Verwaltungsaktes (Zusammenle-

gungsbeschlusses) zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 
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4. Auslegung des Beschlusses mit Gründen und Übersichtskarte 

Eine Ausfertigung dieses Zusammenlegungsbeschlusses mit den Beschlussgründen 

und einer Übersichtskarte liegt einen Monat lang nach der Bekanntmachung zur Ein-

sichtnahme der Beteiligten aus bei: 

der Verbandsgemeindeverwaltung Kusel, Marktplatz 1, 66869 Kusel 

Die Grenze des Zusammenlegungsgebietes ist nachrichtlich in einer Übersichtskarte 

im Maßstab 1:5000 dargestellt. 

 

Begründung: 

 

1. Sachverhalt: 

In das Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren Konken werden überwiegend die 

gesamten landwirtschaftlichen, sowie teilweise die forstwirtschaftlichen Grundstücke 

der Gemarkung Konken und rund 12 ha der Ortslagenflächen einbezogen. 

Das Zusammenlegungsgebiet hat eine Fläche von insgesamt 463 ha. Das Verfah-

rensgebiet umfasst im Wesentlichen die gesamte Feldlage der Gemarkung sowie 

den alten Ortskern nördlich der B 42. Am Verfahren nicht beteiligt ist der sonstige 

Ortslagenbereich einschließlich des erweiterten Ortsumfeldes, sowie das Industrie-

gebiet und der geschlossene Waldkomplex am östlichen Gemarkungsrand. 

Der Bereich der Ortsgemeinde Konken wurde im Rahmen einer großräumigen Agrar-

strukturellen Entwicklungsplanung (AEP) untersucht. Diese AEP liegt seit Januar 

2004 in der Endfassung vor. Dabei wird für das vorgenannte Gebiet ein be-

schleunigtes Zusammenlegungsverfahren vorgeschlagen. 

Die landwirtschaftliche Berufsvertretung befürwortet ein beschleunigtes Zusammen-

legungsverfahren in der Ortsgemeinde Konken.  

Auch die Verbandsgemeinde Kusel und die Ortsgemeinde Konken stehen einem 

Verfahren zustimmend gegenüber. Der Ortsgemeinderat Konken hat mit Beschluss 

in seiner Sitzung am 27.01.2000 sowie am 09.12.2003 die Durchführung eines Be-

schleunigten Zusammenlegungsverfahrens beantragt. 

Die landwirtschaftliche Berufsvertretung, die betroffenen Gemeinden und die ande-

ren fachlich betroffenen Stellen wurden zu dem Verfahren gehört. Die Forstaufsichts-

behörde hat gemäß § 85 FlurbG ihre Zustimmung zu Einbeziehung der Waldflächen 

erteilt. 

Die am Beschleunigten Zusammenlegungsverfahren voraussichtlich beteiligten 

Grundstückseigentümer wurden in einer Aufklärungsversammlung am 25.11.2003 in 

Konken über das geplante Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren einschließlich 

der  Kostenregelungen  informiert und angehört. 
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2. Gründe 

2.1 Formelle Gründe 

Dieser Beschluss wird vom Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum, Westpfalz als 

zuständige Flurbereinigungsbehörde erlassen. 

Rechtsgrundlage für den Beschluss  sind §§ 91 und § 93 Abs. 2 in Verbindung mit 

§ 6 Abs. 1, § 86 Abs. 2 Nr. 1 und § 92 Abs. 2 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) 

in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

20.12.2001 (BGBl. I S. 3987). 

Die formellen Voraussetzungen für die Durchführung eines beschleunigten Zusam-

menlegungsverfahrens nach § 91 FlurbG 

 Antrag der Ortsgemeinde Konken, 

 Durchführung einer agrarstrukturellen Entwicklungsplanung (AEP), 

 Anhörung der zu beteiligenden Behörden und Stellen und 

 Aufklärung der voraussichtlich beteiligten Teilnehmer des Verfahrens 

sind erfüllt. 

 

2.2 Materielle Gründe 

Das Beschleunigte Zusammenlegungsverfahren wird gem. §§ 91 ff. FlurbG angeord-

net mit dem Ziel, Maßnahmen der Landentwicklung, insbesondere Maßnahmen zur 

Verbesserung der Agrarstruktur, des Naturschutzes und der Landespflege, und der 

Gestaltung des Landschaftsbildes zu ermöglichen oder auszuführen. Bei der agrar-

strukturellen Entwicklungsplanung wurden agrarstrukturelle Mängel festgestellt, die 

die Durchführung eines beschleunigten Zusammenlegungsverfahrens erfordern. 

Es wurde beispielsweise festgestellt, dass die bestehende Flurverfassung (landwirt-

schaftliche Flächen) im Untersuchungsgebiet mit einer durchschnittlichen Besitz-

stücksgröße von 2,2 ha und Schlaglängen von durchschnittlich 230 m nicht den heu-

tigen Anforderungen eines rationellen Arbeits- und Maschineneinsatzes genügt. Die 

vorhandene Flurverfassung führt zu überhöhten Bewirtschaftungskosten. 

Eine Stabilisierung der landwirtschaftlichen Betriebe wird nur möglich sein, wenn die 

Kosten der Außenwirtschaft nachhaltig gesenkt werden. Durch die Verbesserung des 

Wegenetzes und die Zusammenlegung der Grundstücke sollen Wirtschaftsstücke 

(unter Berücksichtigung von Pachtflächen) von möglichst 5 ha Größe und einer 

Schlaglänge von möglichst 350 m Länge entstehen. Es ist erwiesen, dass sich hier-

durch die Kosten der Außenwirtschaft um bis zu 30 % reduzieren lassen. Eine wett-

bewerbsfähige und standortgerechte Landwirtschaft trägt zugleich entscheidend da-

zu bei, dass die Kulturlandschaft erhalten und dieser ländliche Raum seine Wohn-, 

Wirtschafts-, Ausgleichs- und Erholungsfunktion erfüllen kann. 

Bei der Neugestaltung der Grundstücke werden die bestehenden Pachtverhältnisse 

beachtet. Zusätzlich kann die Bildung noch größerer Bewirtschaftungseinheiten 
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durch langfristige Pachtverträge unterstützt werden. Hierdurch haben die Verpächter 

den Vorteil, dass die langfristige Bewirtschaftung ihrer Grundstücke gesichert ist und 

damit der Wert des Grundbesitzes erhalten bleibt. 

Der schnell fortschreitende Strukturwandel in der Landwirtschaft und die Zunahme 

umweltschonender extensiver Bewirtschaftungsweisen erfordern eine bessere Ar-

rondierung der Wirtschaftsflächen der landwirtschaftlichen Betriebe. 

Die Anlage eines neuen Wege- und Gewässernetzes, größere wasserwirtschaftliche 

und vermessungstechnische Arbeiten sind nicht erforderlich. Das vorhandene 

Hauptwirtschaftswegenetz ist ausreichend. Die örtliche Lage und Erschließungsfunk-

tion dieser Wege ist zufrieden stellend. Soweit notwendig und zweckmäßig werden 

Hauptwirtschaftswege entsprechend den heutigen Anforderungen ausgebaut. 

Neben der Verbesserung der Agrarstruktur sollen durch das Zusammenlegungsver-

fahren Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege unter Berücksich-

tigung des vorliegenden Flächennutzungsplanes ermöglicht bzw. bodenordnerisch 

unterstützt werden. Eine Verbesserung des Landschaftsbildes und der Erholungseig-

nung, und die Umsetzung der Vorgaben der “Planung vernetzter Biotopsysteme” las-

sen sich durch eine ländliche Bodenordnung im Rahmen eines modernen Flächen-

managements unmittelbar umsetzen. 

Darüber hinaus wird mit der Bodenordnung in Teilen der Ortslage (alter Ortskern) ein 

Beitrag zur Dorfentwicklung bzw. Dorferneuerung geleistet. Ortslagengrundstücke 

können in ihrem Zuschnitt verbessert und damit auch in ihrer Nutzung, z.B der Be-

bauung, verbessert werden.  Die Grenzverläufe der Grundstücke in der Ortslage und 

ihre Rechtsverhältnisse können den aktuellen Gegebenheiten und dem tatsächlichen 

Zustand entsprechend angepasst oder neu geordnet werden (z.B. Überbauungen 

durch entsprechende Grenzziehungen beseitigen und alte Grunddienstbarkeiten wie 

Geh- und Fahrrechte aufheben und durch katastrierte Wege ersetzen). 

Der Zustand des Liegenschaftskatasters lässt eine Neuordnung des festgestellten 

Zusammenlegungsgebietes durch eine noch stärkere Zusammenlegung und Bildung 

größerer Bewirtschaftungseinheiten ohne Neuvermessung zu; in dem Ortslagenbe-

reich ist allerdings eine partielle Neuvermessung erforderlich (Blockweise Neueintei-

lung). 

Insgesamt kommt die agrarstrukturelle Entwicklungsplanung (AEP) zu dem Ergebnis, 

dass die Verbesserung der Agrarstruktur und die angestrebten Ziele zur Sicherung 

der Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes am zweckmäßigsten mit der Durchfüh-

rung eines beschleunigten Zusammenlegungsverfahrens erreicht werden.  

Deshalb wurde die Entscheidung zugunsten dieser Verfahrensart nach dem Flurbe-

reinigungsgesetz getroffen. 

Die Zuziehung der Waldflächen zum Zusammenlegungsverfahren ist zur Entflech-

tung unterschiedlicher Nutzungsinteressen erforderlich. 

Die Voraussetzungen für die Anordnung des Zusammenlegungsverfahrens gemäß 

§§ 91 bis 93 FlurbG sind erfüllt. 
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Die sofortige Vollziehung dieses Beschlusses liegt im überwiegenden Interesse der 

Beteiligten. Es liegt insbesondere in ihrem Interesse, dass mit der Durchführung des 

Zusammenlegungsverfahrens sofort begonnen wird, damit die Verfahrensbeteiligten 

möglichst rasch in den Besitz der neuen Grundstücke eingewiesen werden und die 

angestrebten betriebswirtschaftlichen Vorteile möglichst bald eintreten. Demgegen-

über könnte durch die aufschiebende Wirkung möglicher Rechtsbehelfe eine erhebli-

che Verfahrensverzögerung eintreten, mit der Folge, dass die neuen Grundstücke 

erst 1 oder 2 Jahre später als vorgesehen bewirtschaftet werden können. 

Die sofortige Vollziehung liegt auch im öffentlichen Interesse. Die Maßnahmen zur 

Verbesserung der Agrarstruktur und die damit investierten öffentlichen Mittel tragen 

ganz wesentlich zur Stabilisierung der landwirtschaftlichen Betriebe und damit zur 

Erhaltung der Kulturlandschaft bei. Im Hinblick auf den raschen Strukturwandel in der 

Landwirtschaft ist es erforderlich, dass die mit der Zusammenlegung angestrebten 

Ziele möglichst schnell verwirklicht werden. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Anordnung kann innerhalb eines Monats ab dem ersten Tag der öffent-

lichen Bekanntmachung Widerspruch erhoben werden. 

Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei dem 

Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum (DLR), Westpfalz 

Sitz: Fischerstraße 12, 67655 Kaiserslautern 

bzw. 

Sitz: Neumühle 8, 67728 Münchweiler an der Alsenz 

oder wahlweise bei der 

Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, 

- Obere Flurbereinigungsbehörde - 

Willy-Brandt-Platz 3, 54290 Trier 

einzulegen. 

Bei schriftlicher Einlegung des Widerspruches ist die Widerspruchsfrist nur gewahrt, 

wenn der Widerspruch noch vor dem Ablauf der Frist bei einer der beiden Behörden 

eingegangen ist. 

 

Im Auftrag 

 

 

Horst Semar 


